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Regierung verabschiedet Stellungnahme zur Abänderung des Personen- und
Gesellschaftsrechts sowie des Fusions-Mitbestimmungsgesetzes

Vaduz (ots) -

Die Regierung hat in ihrer Sitzung vom 15. April 2025 die Stellungnahme zur Abänderung des Personen- und
Gesellschaftsrechts (PGR) sowie des Fusions-Mitbestimmungsgesetzes (FMG) verabschiedet. Im Rahmen der
ersten Lesung des Landtags in seiner Sitzung vom 6. Dezember 2024 wurden keine Fragen aufgeworfen und der
Landtag stimmte der Vorlage einhellig zu.

Die Vorlage enthält Vorschriften zur grenzüberschreitenden Sitzverlegung und zur grenzüberschreitenden
Spaltung von Kapitalgesellschaften sowie Änderungen der geltenden Bestimmungen über die
grenzüberschreitende Fusion. Dadurch werden die Möglichkeiten für grenzüberschreitende Umstrukturierungen
innerhalb des EWR erweitert, sodass es grenzüberschreitend tätigen Unternehmen erleichtert wird, ihre
Strukturen auf geänderte Marktgegebenheiten und Rahmenbedingungen anzupassen. Zudem werden Vorschriften
über die Spaltung von Kapitalgesellschaften ohne Auslandsbezug eingeführt.
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